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Selbstzweck wird - weswegen eine Begrenzung 

dieses Gelderwerbs, etwa aus umweltökonomi-

schen Gründen, sehr schwer fällt. Das Ziel 

einer nachhaltigen Wirtschaftsweise kann des-

halb nur bei Berücksichtigung dieser 

monetären Aspekte erreicht werden. Die 

Enquete-Kommission weist zwar auf die Bedeu-

tung der Wechselbeziehungen zwischen den 

verschiedenen Dimensionen nachhaltigen Wirt-

schaftens hin, geht jedoch nicht auf die in die-

sem Zusammenhang entscheidende Rolle des 

Geldes ein. 

Gemeinwesenorientierung als Kennzeichen ökonomischer Nachhaltigkeit 

Wirtschaften: wie und wofür? 
„Marktwirtschaft ist nicht Selbstzweck. Sie muß im Dienste der Bedürfnisse des 

Menschen stehen" (S. 21). Diese und andere Leitlinien aus dem Abschlußbericht der 

Enquete-Kommission positionieren ökonomisches Denken und Handeln - im Unter-

schied zu neoliberalen Maximen - in den Kontext von sozialen und ökologisch sinn-

vollen gesellschaftspolitischen Entscheidungen. Eine Möglichkeit einer solchen Ein-

bettung besteht im Rahmen einer gemeinwesenorientierten lokalen Ökonomie. 
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M
Von Carola Möller und Ulla Peters 

it der genannten Position, die die Aus-

richtung des Wirtschaftens an außer-

ökonomischen Interessen in selten gewordener 

Eindeutigkeit betont, erhalten „die Bedürfnisse 

des Menschen" einen zentralen Stellenwert. 

Welche Bedürfnisse hat der Einzelne und wel-

che die Allgemeinheit? Wie sind Einzelinteres-

sen und gemeinsame Interessen in Überein-

stimmung oder in die 'richtige' Rangfolge zu 

bringen? Für die Kommission heißt das, „die 

Rahmenordnung so zu gestalten, daß die 

eigensüchtigen Triebkräfte der Menschen in 

geeigneter Weise auch der Allgemeinheit nütz-

lich gemacht werden" (S. 27). Dieses Interesse 

der Allgemeinheit fokussiert sich für sie im 

Begriff „Gemeinwohl" (S. 26, erste Regel). 

Aber „Gemeinwohl" ist ein Begriff mit unge-

klärtem Inhalt. Wer oder welches Gremium 

befindet darüber, ob die Entscheidung, ein Pro-

dukt herzustellen oder eine Dienstleistung 

anzubieten, also Grund und Boden zu nutzen, 

Ressourcen zu verbrauchen, Arbeitskraft ein-

zubinden, dem Gemeinwohl dient oder nicht? 

Etwa das Parlament, oder ein Bündnis aus 

Unternehmern, Gewerkschaften und Staat, oder 

gar die Preise am Markt, wie es die Kommissi-

onsmitglieder empfehlen? 

Über den Preis werden heute zwar Waren und 

Dienste verteilt, aber sicher nicht gerecht oder 

ökologisch und sozial sinnvoll. Preise sind das 

Ergebnis von mehr oder weniger starken Anbie-

tern, zum Teil mit Monopol- oder Oligopolposi-

tion am Markt, ausgehandelt unter dem Aspekt 

der verkaufbaren Menge. Ebenso wie der 

Anbietermarkt heute kein 'freier' Markt im Sin-

ne der ökonomischen Theorie ist, ist auch die 

Nachfrageseite in den meisten Fällen nicht 'frei' 

zu entscheiden, wieviel und was er/ sie kaufen 

möchte. Dies gilt auch, wenn genug Geld vor-

handen ist, aber erst recht, wenn es knapp ist. 

Die Vorstellung der Kommission von der 

Dominanz „eigensüchtiger Triebkräfte der 

Menschen" sollte genauer betrachtet werden. 

All unsere Bedürfnisse sind in ihrer Ausgestal-

tung gesellschaftlich geprägt und kulturell 

normiert. Wer sich ein Auto kauft, befriedigt 

damit kein vom Egoismus getriebenes Bedürf-

nis, denn es gibt kein Bedürfnis nach einem 

Auto, wie Brigitte Bleibaum und Lilo Steitz 

feststellen ( 2 ) , sondern ein Bedürfnis nach 

Fortbewegung und Überbrückung von Entfer-

nungen. Der Kaufwunsch nach einem eigenen 

Auto entsteht durch (verkehrs) politische Set-

zungen und durch eine entsprechende Image-

pflege in den Medien, einschließlich der Wer-

bung, für die die Produzenten viel Geld 

ausgeben. 

• Grenzen der 
Bedürfnisbefriedigung 

Die heutigen Entscheidungen darüber, was für 

den Markt produziert wird, welche Dienste 

angeboten, welche Verkaufsstrategien ange-

wandt werden und vor allem, in welchem 

Umfang bezahlte Arbeit hierfür verwendet 

wird, beruhen auf dem Kriterium der Gewinn-

maximierung. Damit wird Bedürfnisbefriedi-

gung in doppelter Weise stark selektiert. Die 

Produzenten bieten nur für einen begrenzten 

Bedürfnisbereich Güter und Dienste an und 

dies in einer Form, die oftmals diskussionsbe-

dürftig ist, abgesehen davon, daß es immer 

weniger Erwerbseinkommen für die Mehrzahl 

der Erwerbsarbeitenden gibt. Das ist die eine 

Seite. Zum anderen klafft zwischen dem 

Anspruch der Wirtschaft, die entscheidende 

gesellschaftspolitische Kraft zu sein, der die 

Politik die 'richtigen' Rahmenbedingungen zu 

gewährleisten hat, und dem Grad der Versor-

gung, die sie tatsächlich bietet, ein breiter 

Graben. Ganz wesentliche Bedürfnisbereiche 
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kann sie überhaupt nicht oder nur mangelhaft 

bedienen: sie bietet immer weniger existenzsi-

chernd bezahlte Erwerbsarbeitsplätze an, für 

immer weniger Jugendliche gibt es Berufsaus-

bildungsplätze, sie nutzt die patriarchale 

Arbeitsteilung zu ihren Gunsten aus, sie ver-

einnahmt immer mehr unbezahlte Arbeit für 

ihre Interessen, sie betreibt Raubbau an den 

natürlichen Ressourcen. Der Katalog läßt sich 

fortsetzen. 

Der Abschlußbericht der Enquete-Kommission 

bleibt mit Blick auf diese Probleme ausgespro-

chen indifferent. Es werden gute Forderungen 

zur Nachhaltigkeit neben eine zum Teil kriti-

sche Beschreibung des heutigen Wirtschaftssy-

stems gestellt. Die Bedingtheit der negativen 

Entwicklungen im ökologischen und sozialen 

Bereich durch eben dieses neoliberale Wirt-

schaften wird jedoch nicht thematisiert. Es 

werden sinnvollere Rahmenbedingungen ein-

gefordert, ohne allerdings den Kern des heuti-

gen Wirtschaftens infrage zu stellen. Es wird 

nur über ein Drittel der gesellschaftlichen 

Gesamtarbeit gesprochen, die übrigen zwei 

Drittel, die unbezahlte Arbeit, kommen nicht 

vor. Auch die patriarchalen Strukturen, die 

sich ja im herrschaftlichen Umgang mit Natur 

fortsetzen, werden nicht thematisiert. Ebenso 

bleibt eine im Sinne von Nachhaltigkeit not-

wendige Umorganisation der Reproduktions-

arbeit ein blinder Fleck. Dadurch gelingt es 

der Kommission nicht, die ökonomischen 

Überlegungen zur Nachhaltigkeit über eine 

nur moralisierende Position hinaus zu ent-

wickeln. 

• Wirtschaften für 
das gemeine Eigene 

Wenn aber im Kontext der Nachhaltigkeit die 

Frage nach dem „Wofür" des Wirtschaftens 

zunehmend legitim wird, so steht damit auch 

das „Wie " des Wirtschaftens auf der Tagesord-

nung. Ansätze der Regionalisierung werden 

z.B. für die Bereiche Ernährung, Wohnen und 

Bauen als sinnvoll und notwendig angesehen. 

Einige verbinden damit unausgesprochen die 

Hoffnung, daß aus diesen Bestrebungen nicht 

allein „Nischenproduktionen" und „Nischen-

märkte" entstehen könnten. Sie unterstellen 

implizit, daß von den Veränderungen im „Klei-

nen" eine Dynamik ausgeht, die das Wirtschaf-

ten insgesamt in Richtung eines Wirtschaftens 

für das „gemeine Eigene", wie wir es einmal 

genannt haben, vorantreibt ( 3 ) . Ein Wirtschaf-

ten im Interesse eines wohlverstandenen 

Eigenwohls, das nicht notwendigerweise im 

Gegensatz zu dem steht, was allen nützt. 

Davon gehen auch die Vorstellungen einer 

„lokalen Ökonomie", eines „gemeinwesenori-

entierten Wirtschaftens" aus ( 4 ) . Ideen einer 

lokalen Ökonomie setzen häufig an der Wieder-

belebung von durch Weltmarktkonkurrenzen in 

die Krise geratenen Orten (z.B. Zentren der 

Stahlproduktion) an. Dabei sind diese Orte nicht 

länger als beliebige wirtschaftliche Standorte 

von Interesse, sondern als Lebensorte von Men-

schen und als Lebenszusammenhänge, die fiir 

die dort lebende Bevölkerung erhalten und aus-

gebaut werden sollen. 

• Notwendige Veränderungen 

Oft entstehen aus diesen Bemühungen Struktu-

ren einer eigenständigen, an lokalen Märkten 

orientierten Versorgung von Orten und Regio-

nen. Eine in diesem Sinne am Gemeinwesen ori-

entierte Ökonomie kann unterschiedlich organi-

sierte Projekte umfassen und weist neue Formen 

des Austausches zwischen lokalen Märkten, Pro-

duzierenden und Dienstleistenden auf. Wesent-

lich wird auch eine veränderte, nicht patriar-

chale Arbeitsteilung zwischen nicht bezahlter 

und bezahlter Arbeit sein. 

Ein weiteres Moment von Veränderungen hin 

zu einer nachhaltigen Ökonomie ist es, die tra-

dierte gesellschaftliche Spaltung zwischen den 

Bereichen der „richtigen Ökonomie" des Welt-

marktes und der „falschen Ökonomie", d.h. 

der Ökonomie der zweiten Arbeitsmärkte, der 

Reproduktionsarbeit und des Wirtschaftens für 

den eigenen Lebensunterhalt, schrittweise auf-

zulösen. Eine nachhaltige Wirtschaft muß im 

Grundsatz mit der Dominanz des Weltmarktes 

über alle anderen Formen des Produzierens 

brechen und deren eigene Wertigkeit ange-

messen berücksichtigen. 

Die Aufgabe einer nachhaltigen Ökonomie sollte 

es sein, den Menschen zu ermöglichen, die 

Zwecke des Wirtschaftens mitzubestimmen und 

diese an dem auszurichten, was für ein gutes 

Leben notwendig ist. Angestrebt wird damit eine 

Aufhebung der Trennung von Gesellschaft und 

Ökonomie. 

Da wir heute wenig über die sinnvolle Größe 

solcher Zusammenhänge zu sagen vermögen, 

können wir uns nur an Kriterien orientieren, 

die etwas damit zu tun haben, daß ein ökolo-

gisch verträgliches Produzieren von Güter des 

alltäglichen Bedarfs möglich ist und daß 

demokratische Verfahren so umsetzbar sind, 

daß sie die Autonomie und die Entscheidungs-

optionen der Beteiligten vergrößern. 

• Auf Erfahrungen aufbauen 

Was leisten eine Praxis und eine theoretische 

Auseinandersetzung, die im beschriebenen Sin-

ne anstreben, die Dynamik und den Zweck des 

Wirtschaftens zu verändern? Die Gehversuche 

einer anderen Ökonomie sind nicht im Abgleich 

mit den jetzigen Weltmarktstrukturen zu beur-

teÜen, vielmehr müssen sich beide in gleicher 

Weise der Frage stellen, welchen Beitrag sie zum 

guten Leben weltweit leisten, ob und wie sie in 

der Formulierung der Enquete Kommission „im 

Dienste der Menschen stehen" und wie das Ver-

hältnis von Arbeit und Versorgung mit materiel-

len und kulturellen Gütern ist. 

In der Tat steht dem heute vieles entgegen, den-

noch gibt es zunehmend Beispiele, wo genau dies 

gelingt. Neben den ganz praktischen Wirkungen ist 

eine wesentliche Funktion der Ansätze einer ande-

ren Ökonomie, dies überhaupt als gesellschaftliche 

Möglichkeit ins öffentliche Bewußtsein zu bringen 

und als Alternative offenzuhalten. Und ebenso 

bedeutsam ist, daß sich in diesen Versuchen sozia-

le Strukturen und Kompetenzen entwickeln, die 

aus der Möglichkeit Realität und lebbare und 

lebenswerte soziale Beziehungen entstehen lassen. 

Menschen müssen Erfahrungen sammeln können, 

wie ihre Lebensumstände durch sie selbst gestalt-

bar sind, was es bedeuten kann, sich wieder selbst 

in den Produktions- und Naturprozessen zu erken-

nen. Dazu bedarf es allerdings der Wiederherstel-

lung materieller Bedingungen, die dies erlauben. 

Bisherige Infrastrukturpolitik ist ausschließlich an 

den Erfordernissen der Erwerbsarbeit ausgerich-

tet. Dies muß sich ändern. Infrastrukturen sollten 

Menschen darin unterstützen, ihre alltägliche 

Bedürfnisse dort befriedigen zu können, wo sie 

leben und leben wollen. 

Eine nachhaltige, gemeinwesenorientierte Öko-

nomie stellt grundsätzliche Fragen an die Bedin-

gungen von Arbeit und die Vorstellungen von 

Anzeige? 
Bitte wenden Sie sich an 

unsere Anzeigenabteilung: 

Tel. 089/544184-21, 
Fax 089/544184-99 

Wir beraten Sie gerne. 

Ökologisches Wirtschaften 6/1998 1 1 



S C H W E R P U N K T Die Ö k o n o m i e der N a c h h a l t i g k e i t 

Leben und Lebensmöglichkeiten. Sie mag im 

traditionellen Sinne möglicherweise zeitlebens 

„unwirtschaftlich" erscheinen, weil sie bewußt 

darauf verzichtet, sich lokale und regionale Bil-

ligstarbeit und Billigstressourcen einzuverlei-

ben. Gleichwohl könnte sie sich in vielerlei Hin-

sicht lohnen. Dies weil sie ebenso die 

gesellschaftlich notwendige Arbeit anders 

bewertet und verteilt wie auch die Früchte die-

ser Arbeit. Und nicht zuletzt, weil sie mit dem 

Größenwahnsinn einer auf ein unbegrenztes 

Wachsen ausgelegten Ökonomie zu brechen 

vermag und sich auf eine andere LebensquaÜtät, 

auf Kooperation und Kommunikation und sozial 

friedliche Verhältnisse besinnt (5 ) . 
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Anmerkungen zu Möglichkeiten und Grenzen einer gemeinwesenorientierten Ökonomie 

„Treten wir aus dem 
Kapitalismus aus" 
Einige Entwicklungen deuten darauf hin, daß es für ökonomische Nachhaltigkeit 

nicht hinreichend ist, nur an der nationalen Wirtschaftsordnung anzusetzen. Es 

geht auch um lokale Alternativen. Es sind daher Kriterien für die Sinnhaftigkeit 

von partiellen regionalen Abkopplungen zu diskutieren. Damit wird Gustav 

Landauers Programm nach 90 Jahren von neuem aktuell. 

Z
Von Hans Diefenbacher Verbindung mit dem dritten zum Sozialismus: 

wischen 1908 und 1910 hat Gustav Lan- der Übernahme des Grund und Bodens durch 

dauer - Dichter, pazifistischer Anarchist, die Volksgemeinden. Aus dem Kapitalismus 

Von Hans Diefenbacher 

wischen 1908 und 1910 hat Gustav Lan-

idauer - Dichter, pazifistischer Anarchist, 

Kultusminister der ersten bayerischen Räterepu-

blik - eine Artikelserie veröffentlicht, die einen 

ganz anderen Weg zum Umbau der Gesellschaft 

propagiert als den marxistischen (1 ) : 

„Was führt uns zum Sozialismus? - Der Gene-

ralstreik! Aber ein Generalstreik ganz anderer 

Art . . . Wir künden Euch, Ihr Arbeiter, den 

aktiven Generalstreik! . . . Im aktiven General-

streik sind die Arbeiter so weit, daß sie die 

Kapitalisten aushungern, weil sie nicht mehr 

für den Kapitalisten arbeiten, sondern für die 

eigenen Bedürfnisse. Ihr Kapitalisten, ihr habt 

Geld? Ihr habt Papiere? Ihr habt Maschinen, 

die leer stehen? Eßt sie auf, tauscht sie unter-

einander, verkauft sie Euch gegenseitig -

macht was ihr wollt! Oder - arbeitet! Arbeitet 

wie wir. Denn Arbeit könnt ihr von uns nicht 

mehr bekommen. Die brauchen wir für uns 

selbst. Wir verschwenden sie nicht mehr im 

Rahmen Eurer unsinnigen Wirtschaft, wir ver-

wenden sie für die Organisationen und 

Gemeinden des Sozialismus." 

Nicht mehr als Lohnarbeiter für den Warenmarkt 

zu produzieren - das war für Landauer ein 

Sozialismus, mit dessen Aufbau sofort begonnen 

werden konnte und dessen Vorbild dann von 

allein weiter wirken würde (2 ) . Nur die Strate-

gie, mit wenigen klein zu beginnen werde, so 

Landauer, zum Aufbau einer humanen Gesell-

schaft führen, denn der Staat sorge mit seinen 

korrigierenden Eingriffen dafür, daß der Kapita-

lismus entgegen den Prognosen der Marxisten 

weiterlebe ( 3 ) . 

Der erste Schritt ist für Landauer daher die 

Organisation des Konsums, ein weiterer Schritt 

die Organisation des Kredits, des Bankwesens 

also, in kleinen, dezentralen Genossenschaften. 

Diese beiden ersten Schritte führen aber erst in 

austreten heißt für Landauer daher: sozialisti-

sche Gehöfte, sozialistische Dörfer gründen, 

Land- und Industriearbeit, Hand- und Kopfar-

beit vereinigen, für alle Bedürfnisse selbst sor-

gen und, sobald es geht, mit anderen dieser 

Dörfer auf dem neuen, „sozialen Markt" tau-

schen und den kapitalistischen Markt vermei-

den. Staat und Kapital werden quasi von selbst 

von der neuen sozialistischen Wirklichkeit 

ersetzt. Der Kapitalismus erlischt - ihn zu zer-

stören, hätte gar keinen Sinn ( 4 ) . 

Landauers Aufrufe zur Gründung freier Konsum-

genossenschaften und der ersten Siedlung ( 5 ) 

blieben in der Arbeiterbewegung fast ohne Reso-

nanz. Das industrielle System ( 6 ) konnte sich bis 

zur Stufe der heute vorhandenen globalen Ver-

netzung entwickeln - zuletzt in den neunziger 

Jahren zunehmend ungestört auch von kriti-

schen Anfragen. 

• Landauers Programm heute 

Dennoch: drei Entwicklungen sind es vor allem, 

die von neuem die Frage aktuell werden lassen, 

ob in einem friedlichen Wettbewerb der Systeme 

es Möglichkeiten einer Abkoppelung vom indu-

striell-kapitalistischen System gibt, mehr noch: 

ob eine Abkoppelung von diesem System nicht 

sogar notwendig ist, um das Ziel der Nachhaltig-

keit wirklich verfolgen zu können: 

1. Das industriell-kapitalistische System erzeugt 

Verlierer, die es aus dem System selbst aus-

grenzt. Der oft beschworene „trickle-down"-

Effekt, der Wachstum in Wohlstandssteigerungen 

für die arme Mehrheit der Bevölkerung umset-

zen soll, ist in den Ländern des Südens weitge-

hend ausgeblieben, während in den Ländern der 

OECD sich die Schere zwischen Arm und Reich 

zunehmend öffnet. 
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